
Wichtiges Dokument. Bitte sorgfältig aufbewahren. Die folgenden Inhalte gelten nur, wenn Sie den Schutz beantragt haben. 
Zur besseren Lesbarkeit wird davon abgesehen, jeweils die weibliche und die männliche Form ausdrücklich zu verwenden. Wo die männliche Form verwandt wird, ist jeweils auch die weibliche Form gemeint.
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§ 1 Versicherte Sachen
(1) Versichert sind die jeweiligen im Versicherungsantrag genannten 
Sachen zur privaten und beruflichen (z. B. im Rahmen eines freien 
Berufes wie Architekt, Arzt oder Rechtsanwalt) Nutzung inklusive 
des im Hersteller-Lieferumfang des Gerätes enthaltenen Original
zubehörs, welches für den Gerätebetrieb notwendig ist (bspw. Akku 
oder Netzteil). Versicherbar sind ausschließlich Smartphones, Net- 
und Notebooks, Tablets, Kameras und Spielekonsolen.

(2) Nicht Vertragsgegenstand sind:
a)	 Geräte, die gewerblich genutzt werden. Eine gewerbliche Nut-

zung liegt vor, wenn mit dem zu schützenden Gerät Geld ver-
dient wird (z. B. durch Vermietung) oder eine überdurch-
schnittliche Nutzung vorliegt (z. B. Verleihhandys).

b)	 Geräte, die älter als 12 Monate sind und/oder Geräte mit 
einem Kaufpreis von über 3.000 Euro.

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden
(1) Der Versicherer leistet Ersatz für die Kosten von Reparaturen, 
die bei Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sache 
bzw. deren Bauteile erforderlich werden, durch:
a) Bedienungsfehler
b) unsachgemäße Handhabung
c) Fall-/Sturzschäden
d) Wasser, Feuchtigkeit
e) Blitzschlag
f) Überspannung

(2) Der Versicherer gewährt neben den unter Abs. 1 aufgeführten 
Gefahren für den Akku zudem Schutz bei Verschleiß.

(3) Darüber hinaus leistet der Versicherer Ersatz für Schäden 
durch Diebstahl, wenn im Antrag gesondert gewählt.

(4) Versicherungsschutz besteht nicht für Schäden, die bei Vertrags-
schluss bereits bestanden, die vorsätzlich herbeigeführt wurden, 
die nicht die Funktion der Sache beeinträchtigen, wie insbesondere 
Schrammen und Schäden an der Lackierung; die unter die Garantie 
des Herstellers oder die Gewährleistung des Fachhändlers fallen; an 
oder durch Betriebssoftware/Zusatzsoftware oder mobile/n 
Datenträger/n; durch Computerviren, Daten-/Softwareverlust, Pro-
grammierungsfehler; an oder durch Verbrauchsmaterialien; durch 
Diebstahl (sofern nicht gesondert vereinbart); aus Kartenmiss-
brauch bei Diebstahl eines mobilen Gerätes, wie bspw. Tablet oder 
Smartphone; durch Reparaturarbeiten und Eingriffe nicht autori-
sierter Stellen; durch nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch; durch 
bestimmungswidrig ausgetretenes Leitungswasser (z. B. Rohr-
bruch); durch Kernenergie, Terror oder Kriegsereignisse jeder Art, 
Bürgerkriege oder innere Unruhen sowie Natur- und Man-Made-
Katastrophen (wie z. B. Erdbeben, Sturm, Hagel, Flut/Überschwem-
mung, Großbrände, Explosionen, Einsturz-, Schifffahrt- oder 
Bahnkatastrophen); höhere Gewalt.

§ 3 Leistungsumfang
(1) Die Entschädigungsleistung des Versicherers besteht bei 
Gerätedefekt in der Übernahme der Kosten für die Wieder
instandsetzung oder Erneuerung der beschädigten Bauteile sowie 
der Kosten für Arbeitslohn und Wegegelder (Reparaturkosten) bis 
zur vereinbarten Höchstentschädigungsgrenze. Pro Schadener-
eignis und Geräte hat der Versicherungsnehmer eine Selbstbetei-
ligung in der im Versicherungsschein/Informationsblatt zu Versi-
cherungsprodukten genannten Höhe selbst zu tragen soweit die 
Selbstbeteiligung nicht abgewählt wurde.

(2) Ist im Versicherungsfall die Reparatur der versicherten Sachen 
wirtschaftlich oder tatsächlich unmöglich (Totalschaden), so 
erfolgt die Leistung des Versicherers durch Kostenbeteiligung bis 
zur vereinbarten Höchstentschädigungsgrenze für ein Ersatzgerät 
gleicher Art und Güte, maximal jedoch in Höhe der nachweislich 
aufgewendeten Kosten. Gerät gleicher Art und Güte bedeutet, 
dass das Ersatzgerät eine vergleichbare Ausstattung und Leistung 
besitzt. Dabei ist nicht zwingend notwendig, dass es sich um das 
gleiche Modell oder ein Neugerät handelt. Ein wirtschaftlicher 
Totalschaden im Sinne dieser Bedingungen liegt vor, wenn die 
Reparaturkosten den Höchstentschädigungswert der versicherten 
Sache im Zeitpunkt des Schadeneintritts übersteigen.

(3) Bei Diebstahl – sofern gesondert vereinbart – zahlt der Versi-
cherer eine Kostenbeteiligung bis zur vereinbarten Höchstent-
schädigungsgrenze für ein Ersatzgerät gleicher Art und Güte, 
maximal jedoch die nachweislich aufgewendeten Kosten.

(4) Mit Beteiligung des Versicherers am Kauf eines Ersatzgerätes 
geht bei mobilen Geräten, insbesondere Mobiltelefonen und 
Smartphones, das Eigentum am alten, defekten Gerät inklusive 
aller originalen Zubehörteile (z. B. Akkus, Netzteile, Kabel, CDs, 
Speicherkarten, Handbücher, Boxen, Mäuse) auf den Versicherer 
über. Gibt der Versicherungsnehmer das defekte Altgerät inklusive 
des originalen Zubehörs nicht an den Versicherer heraus, mindert 
sich die Kostenbeteiligung für ein Ersatzgerät um den marktübli-
chen Restwert des defekten Altgerätes inkl. Originalzubehör. Der 
Versicherungsnehmer hat die Möglichkeit einen geringeren als den 
marktüblichen Restwert seines defekten Gerätes nachzuweisen.

(5) Grundsätzlich gilt eine subsidiäre Haftung als vereinbart, d. h. 
anderweitige Garantien der Gerätehersteller, bestehende Versiche-
rungen sowie sämtliche sonstige Haftungen oder vertragliche Ver-
pflichtungen Dritter sind vorrangig zu belasten.

(6) Der Versicherer kann bei der Gestaltung der Verträge Selbst
beteiligungen, Schadensstaffelungen und Wartungspauschalen 
vorsehen.

§ 4 Obliegenheiten im Versicherungsfall
(1) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer einen Versiche-
rungsfall unverzüglich, spätestens innerhalb 1 Monats nach Ein-
tritt, in Textform anzuzeigen. Bei Gerätedefekt ist zusätzlich ein 
Kostenvoranschlag einer Fachwerkstatt einzureichen. Daraus 
müssen Ursache, Art und Umfang der notwendigen Reparatur im 
Einzelnen ersichtlich sein. Bei Diebstahl – sofern gesondert ver-
einbart – ist innerhalb dieses Zeitraums zusätzlich der Nachweis 
über Stellung der Strafanzeige bei der Polizei und bei mobilen 
Geräten, wie bspw. Tablets oder Smartphones, über die Sperre 
der verwendeten SIM-Karte einzureichen.

(2) Der Versicherer wird unmittelbar nach Eingang der vorbenann-
ten Unterlagen die notwendigen Prüfungen vornehmen und bei 
vorhandenem Leistungsanspruch des Versicherungsnehmers bin-
nen weniger Tage die jeweilige Entschädigungsleistung zusagen. 
Der Versicherer kann ohne vorhergegangene Einreichung eines 
Kostenvoranschlages entscheiden und eine Leistung erbringen.

(3) Innerhalb von 1 Monat nach der Zusage einer Kostenbeteili-
gung für ein Ersatzgerät durch den Versicherer hat der Versiche-
rungsnehmer eine Kopie der Originalrechnung des als Ersatz 
angeschafften Gerätes mit Gerätedaten an den Versicherer in 
Textform zu übermitteln.

(4) Nach durchgeführter Gerätereparatur ist die Reparaturrech-
nung, aus der die ausgeführten Arbeiten und die Ersatzteilpreise 
im Einzelnen zu ersehen sind, innerhalb von 1 Monat seit Rech-
nungsdatum einzureichen. Die Sache ist jeweils zur Besichtigung 
durch einen Sachverständigen auf die Dauer von 1 Monat ab Ein-
reichung der Rechnung zur Verfügung zu halten.

(5) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen.

(6) Rechtsfolgen einer Obliegenheitsverletzung
6.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit bei und/
oder nach Eintritt des Versicherungsfalls vorsätzlich, so ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahr-
lässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

6.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

6.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob 
fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 5 Versicherungsort
Die Versicherung gilt in Deutschland sowie bei vorübergehenden 
Reisen weltweit, sofern die versicherte Sache in Deutschland 
repariert wird.

§ 6 Prämie
(1) Der Versicherungsnehmer hat die erste Jahresprämie (Beitrag) 
am 1. des auf die Antragstellung folgenden Monats zu zahlen; 
Folgeprämien am 1. des Monats, in dem ein neues Versicherungs-
jahr beginnt. Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten 
Prämie oder der ersten Rate der ersten Prämie ergeben sich aus 
§ 37 VVG; im Übrigen gilt § 38 VVG. Ist Ratenzahlung vereinbart, 
so gelten ausstehende Raten als gestundet. Sie werden sofort 
fällig, wenn der Versicherungsnehmer in Verzug gerät.

(2) Erfolgt die Prämienzahlung per SEPA-Lastschriftverfahren, 
wird die Abbuchung vom Konto spätestens 5 Tage vorher ange-
kündigt. Bei wiederkehrenden Beitragseinzügen in gleicher Höhe 
erfolgt die Ankündigung einmalig vor dem erstmaligen Einzug.

§ 7 Anpassung der Prämie
(1) Die Prämie je Tarif wird unter Berücksichtigung der in den Kal-
kulationsgrundlagen des Versicherers niedergelegten Prämien-
faktoren (z. B. Schadenaufwand und -häufigkeit, Verwaltungs
kostenaufwand, Bestandszusammensetzung. Stornoquote) für 

eine ausreichend große Anzahl gleichartiger Risiken eines Tarifes 
(Bestandsgruppe) unter Beachtung anerkannter Grundsätze der 
Versicherungsmathematik und –technik ermittelt. Es können 
auch statistische Erkenntnisse des Gesamtverbandes der deut-
schen Versicherungswirtschaft e. V. zur treuhänderischen Ermitt-
lung der durchschnittlichen Schadenzahlungen aller Versicherer 
herangezogen werden.

(2) Ergibt eine Neukalkulation im Vergleich zum Vorjahr einen um 
mindestens 5 % vom bisherigen Tarifbeitrag abweichenden Wert, 
so ist der Versicherer berechtigt, die Prämie je Tarif um den Diffe-
renzbetrag zu erhöhen bzw. verpflichtet, sie um die Differenz zu 
senken. Der Versicherer kann die Prämie je Tarif einmal pro Versi-
cherungsjahr ändern.

(3) Bei Erhöhung der Prämie darf diese den zum Zeitpunkt der 
Erhöhung für Neuverträge mit gleichen Tarifmerkmalen und glei-
chem Deckungsumfang geltenden Prämiensatz nicht übersteigen.

(4) Die Prämienanpassung wird dem Versicherungsnehmer mit-
geteilt.

(5) Bei Erhöhung der Prämie kann der Versicherungs
nehmer den Versicherungsvertrag/Tarif kündigen.

(6) Bei der Prämienerhöhung können Gruppen von Versicherungs-
nehmern, bei denen gemeinsame Merkmale gegeben sind, teil-
weise oder gänzlich ausgenommen werden.

§ 8 Beginn und Ende von Vertrag und Haftung
(1) Vertrag und Haftung beginnen mit dem im Versicherungs-
schein genannten Datum, wenn der Versicherungsnehmer den 
ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig zur Fälligkeit zahlt.

(2) Vertrag und Haftung enden mit dem vereinbarten 
Zeitpunkt.

(3) Versicherungsverträge von mindestens einjähriger 
Dauer verlängern sich von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht 
spätestens 1 Monat vor Ablauf in Textform gekündigt 
werden.

(4) Nach Kostenbeteiligung für ein Ersatzgerät tritt dieses anstelle 
des bisherigen Gerätes in den laufenden Versicherungsvertrag 
ein. Die Prämie berechnet sich nach dem Tarif für das Ersatzgerät.

(5) Veräußert der Versicherungsnehmer die versicherte Sache 
ohne die Weiterführung des Versicherungsvertrages durch den 
Erwerber und dessen Anschrift mitzuteilen, so geht der Versiche-
rer von der sofortigen Kündigung des Vertrages durch den Erwer-
ber aus.

§ 9 Schlussbestimmung
(1) Es besteht  – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-
gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf 
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- 
oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

(2) Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes 
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Mündliche 
Nebenabreden bestehen nicht.

(3) Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind 
– soweit nicht gesondert geregelt – telefonisch oder in Textform 
an den Versicherer zu richten.

(4) Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren in 3 Jahren. Die Ver-
jährung ist nach Anmeldung eines Anspruchs bis zum Zugang der 
Entscheidung des Versicherers in Textform gehemmt.

(5) Klagen gegen den Versicherer sind am Gericht seines Sitzes, 
gegen den Versicherungsnehmer an dessen Wohnsitz, zu erhe-
ben. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung ist auch das Gericht am Wohnsitz des 
Versicherungsnehmers zuständig.

(6) Es gilt deutsches Recht.
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